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NEWSLETTER
Christian Piwarz

Dezember 2015
Ihr Landtagsabgeordneter im Dresdner Osten 

Liebe Leserinnen und Leser, 

Das Geheimnis der Weihnacht besteht darin, dass wir auf unserer Suche nach dem 
Großen und Außergewöhnlichen auf das Unscheinbare und Kleine hingewiesen werden. 

Neues aus dem Landtag –
Dezember 2015

Zukunftsweisend für Sachsen: Neurege-
lung der Bund-Länder-Finanzbeziehung

2019 laufen der Länderfinanzausgleich und der 
„Solidarpakt II“ aus. Wenig ist für die Zukunfts-
fähigkeit Sachsens so entscheidend wie die 
seit einem Jahr heftig umstrittene Neuregelung 
der Steuerumverteilung zwischen Bund und 
Ländern. Unter der Überschrift „Länder-Finanz-
Ausgleich neu ordnen – Sachsens Zukunfts-
fähigkeit sichern“ haben die Koalitionsfrakti-
onen von CDU und SPD daher dieses Thema 

in den Landtag gehoben. Anlass waren die am 
03. Dezember von den Ministerpräsidenten 
einstimmig verabschiedeten Eckpunkte zur 
Neuregelung der Finanzbeziehungen zwischen 
Bund und Ländern - Ein Erfolg für Sachsen!

Gerade in bewegten Zeiten 
lässt uns die Weihnachtszeit 
im Kreise der Familie inne-
halten - sie gibt uns Raum zur 
Besinnung. Mit neuer Kraft und 
Tatendrang lassen sich im neuen 
Jahr die Ziele und Aufgaben gut 
meistern. 

Ich wünsche Ihnen und Ihrer 
Familie von Herzen eine 
gesegnete und fröhliche Weih-
nachtszeit. Möge das neue Jahr 
von Gesundheit, Zuversicht 
und persönlichem Wohlergehen 
begleitet sein. 

Ihr 
Christian Piwarz

Der Freistaat behält ein gutes und verlässli-
ches finanzielles Fundament. Die CDU-Fraktion 
dankte Stanislaw Tillich, unserem Regierungs-
chef ist es gelungen, dass Sachsen am Ende 
sogar besser dastehen könnte als heute.

Im Kompromiss der Landeschefs werden der 
Umsatzsteuervorwegausgleich und wie geplant 
die Solidarpaktmittel abgeschafft. Zukünftig 
soll die Umsatzsteuer einwohnerbezogen mit 
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finanzkraftabhängigen Zu- und Abschlägen 
bundesweit einheitlich verteilt werden. 
Außerdem wird die kommunale Finanzkraft 
künftig mit 75 Prozent statt bisher 64 Prozent 
berücksichtigt. Der Bund soll ergänzend 
Ländern mit finanzschwachen Kommunen 
Gemeindefinanzkraft-Zuweisungen in Höhe von 
circa 1,5 Milliarden Euro zahlen. Dieser neue 
Finanzmechanismus gleicht den Wegfall der 
bisherigen Sonderregelungen für Ostdeutsch-
land vollends aus. Im Ergebnis erhalten diese 
keine Sonderleistungen zum Abbau teilungsbe-
dingter Sonderlasten, sondern sind mit ihren 
strukturellen zusätzlichen Finanzbedarfen nach 
klar abgrenzbaren Prinzipien in die allgemeine 
bundespolitische Finanzstruktur integriert. 
Gleichzeitig ist es gelungen, die letzte Rate der 
Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen, 
immerhin 547 Millionen Euro im Jahr 2019, in 
dieses System einzubauen.

Kritisch betrachtet die CDU-Fraktion allerdings 
die geplanten Gemeinschaftsanleihen. Schul-
denländer können vom besseren Rating des 
Bundes profitieren, weil alle Bundesländer nach 
außen für Kredite gemeinsam haften sollen. Die 
Folgen schlechter wirtschaftender Bundesländer 
werden sich in den Zinsen aller niederschlagen 
und zum Teil uns alle treffen.

Der Sächsische Landtag hat das Gesetz zur 
Stärkung der kommunalen Investitions- und 
Finanzkraft und damit das Investitionspro-
gramm „Brücken in die Zukunft“ verabschiedet. 
Bereits 3 Monate nach dem sich Staatsregie-
rung, Regierungskoalitionen und die kommu-
nalen Spitzenverbände auf das Paket geeinigt 
hatten, stehen den Kommunen insgesamt 800 
Millionen Euro für Investitionen und Infrastruk-
turmaßnahmen zur Verfügung.

Die Debatte zum Investitionspaket im Novem-
berplenum wurde nochmals aufgelegt: die 
polemische Kritik der Linken am Paket entlarvte 
die CDU als ungerechtfertigtes Oppositions-

getöse: Der Freistaat „veredelt“ 156 Millionen 
Euro, die der Bund für Investitionen finanz-
schwacher Kommunen zur Verfügung gestellt 
hat, mit jeweils 322 Millionen Euro Landes- 
und Kommunalmitteln. Der aufgelegte Fond 
beschränkt weder die antragsberechtigten 
Kommunen noch den Verwendungszweck. Die 
Hälfte des Fonds ist den kreisfreien Städten 
vorbehalten, in denen ca. 1/3 der Sachsen 
leben.

Der Fond beinhaltet eine Investitionspau-
schale. Damit können staatliche Fördermittel 
für infrastrukturelle Investitionen in die Grund-
versorgung auch kofinanziert werden. Beacht-
lich ist zudem die Förderquote von 75 Prozent. 
Das liegt deutlich über den üblichen Quoten 
der parallel weiterlaufenden Förderproramme. 
Beispielsweise übernimmt der Freistaat für 
Schulbaumaßnahmen höchsten 40 Prozent der 
förderfähigen Kosten. Zudem sind die Mittel 
für Infrastrukturmaßnahmen überjährlich bis 
zum Jahr 2020 abrufbar. Damit versetzt der 
Freistaat alle Kommunen in die Lage, die Mittel 
auch einzusetzen und schafft eine dauerhafte 
Investitionsperspektive.

Stärkung der kommunalen Investitions- 
und Finanzkraft - Brücken in die Zukunft

Darüber hinaus stellt der Freistaat 81 Millionen 
Asylmittel für die Kommunen noch in diesem 
Jahr bereit. 2016 sind Mittel in Höhe von 60 
Millionen Euro vorgesehen.

Während andere Bundesländer in Zeiten der 
Flüchtlingsherausforderung über Kürzungen 
nachdenken, können wir dank vorbildlicher 
Finanzpolitik handeln und die Kommunen bei 
ihren Investitionen in die Zukunft tatkräftig 
unterstützen.   
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Wachpolizeidienst stärkt die Sicherheit in 
Sachsen

Mit den Stimmen von CDU und SPD führt 
Sachsen den Wachpolizeidienst wieder ein. Das 
Gesetz aus der Feder der Koalitionsfraktionen 
entlastet die regulären Kräfte der Landes- 
und Bereitschaftspolizei kurzfristig durch 550 
ausgebildete Wachpolizisten und eröffnet 
zusätzliche Kräfte für den regulären Polizei-
dienst zu gewinnen. Wachpolizisten können 
sich für eine Laufbahn im Mittleren Dienst mit 
verkürzter Ausbildungszeit bewähren.

Damit reagieren die Regierungsfraktionen auf 
das erweiterte Aufgabenspektrum und die 
stark gestiegene Einsatzbelastung der säch-
sischen Polizei im Zusammenhang mit der 
Absicherung von Großdemonstrationen und 
Fußballspielen, der Bewachung von Flücht-
lingsunterkünften und steigender Grenzkrimi-
nalität in den letzten Monaten. Aufgrund der 
bedarfsgerechten Ausbildung im Polizeidienst 

stehen Polizisten nicht auf dem freien Arbeits-
markt zu Verfügung. Die Wiedereinführung des 
Wachpolizeidienstes ermöglicht unverzüglich 
die Freisetzung der Polizeikräfte für Aufgaben 
des täglichen Dienstes, vor allem aber für 
besondere Einsatzlagen. Die gestaffelte 
dreimonatige Ausbildung der Wachpolizei wird 
für die ersten Kräfte bereits ab Februar 2016 
beginnen. Sie werden die regulären Polizei-
kräfte beim Objektschutz und in der Personen-
bewachung entlasten.

Daneben bekräftigte die CDU in der Debatte 
aber auch, dass weitere Schritte erforderlich 
sind, um Sicherheit und Ordnung langfristig 
zu garantieren. Ein personeller Aufwuchs der 
Polizei mit 1000 zusätzlichen Beamten solle 
bereits im folgenden Jahr durch zusätzliche 
Ausbildungskapazitäten angegangen und die 
Bereitschaftspolizei mit einem weiteren Zug 
aufgestockt werden.

Im Ergebnis der Anhörung im Innenausschuss 
haben die Regierungs-
koalitionen zudem 
beschlossen, dass 
geeignete Angehörige 
der Wachpolizei bereits 
vor Ende des auf zwei 
Jahre befristeten Arbeits-
verhältnisses und damit 
„nahtlos“ in den Vorbe-
reitungsdienst der Polizei 
übernommen werden 
können. Mit der Wach-
polizei hat Sachsen nach 
den Terroranschlägen 
im September 2001 
bereits gute Erfahrungen 
gemacht. Von April 
2002 bis 2006 wurden 
die Wachpolizisten auch 
damals zur Bewachung 
von Gebäuden einge-
setzt. Andere Bundes-
länder verfügen 
dauerhaft über vergleich-
bare Kräfte. 
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Europa als Chance für Sachsen nutzen 
- Europapolitische Schwerpunkte der 
Staatsregierung

Wichtige Entscheidungen für Sachsen werden 
zunehmend auf europäischer Ebene getroffen. 
Mit einem gemeinsamen Antrag beauftragen 
CDU und SPD die Staatsregierung die „Europa-
politischen Schwerpunkte der Staatsregierung“ 
zu konkretisieren und weiterzuentwickeln. Dem 
Freistaat ist es in der Vergangenheit gelungen, 
im Bereich der europäischen Strukturfonds für 
die Förderperiode 2007-2013 Sonderzuweisung 
für strukturschwache Regionen zu verankern. 
Außerdem konnten die sächsischen Interessen 
bei Förderung von Schlüsseltechnologien und 
bei den transeuropäischen Bahnnetzen (z.B. 
Verbindung Athen – Dresden) erfolgreich 
platziert werden. Ebenso konnte Sachsen die 
Europäische Union auf die Herausforderungen 
des sich abzeichnenden demografischen 
Wandels aufmerksam machen.

Zentrales Ziel sächsischer Europapolitik ist für 
die CDU, den bisherigen Aufholprozess weiter 
voranzutreiben. Daher muss dem Werben 
um eine angemessene Mittelausstattung und 
um eine spürbare Verwaltungsvereinfachung 
europäischer Förderpolitik entscheidende 
Bedeutung zugemessen werden. Bei einer 
Neuausrichtung der Kohäsions-, Forschungs- 
und Landwirtschaftspolitik wird sich Sachsen 
frühzeitig aktiv einbringen.

Die Staatsregierung hat in einer ihrer Kabi-
nettssitzungen bereits Mitte September 
2015 die folgenden europapolitischen 
Schwerpunkte beschlossen:

Forschung, Entwicklung und Innovation• 

Ausbau der digitalen Infrastrukturen und des • 
digitalen Marktes

EU-Förderung nach 2020• 

EU-Migrationspolitik (einschließlich Asylpolitik) • 
sowie Sicherung des Fachkräftebedarfs 

Energie, Umwelt und Verkehr• 

Auch die intensive Pflege der Beziehungen zu 
unseren unmittelbaren Nachbarn der Republik 
Polen und der Tschechischen Republik genießen 
für die CDU-Fraktion einen hohen Stellenwert. 
Zukünftig muss die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit in Europa finanziell besser 
ausgestattet und die inhaltlichen Zielsetzungen 
weiterentwickelt werden, um den grenzüber-
schreitenden Nahverkehr und die Sicherheit in 
den Grenzregionen zu stärken. Mit der Einrich-
tung der Verbindungsbüros in Breslau und Prag 
hat Sachsen bereits ein Zeichen gesetzt. 
 
Aktuelle Debatte „Außenwirtschaft – 
Wachstumsmotor für die sächsische 
mittelständische Wirtschaft"

Die sächsischen Exporte von Waren und 
Dienstleistungen sind im ersten Halbjahr 2015 
um 14 Prozent gestiegen. Damit verzeichnet 
Sachsen bundesweit das größte Wachstum und 
die bisher höchste Steigerungsrate der säch-
sischen Außenwirtschaft. Die Bedeutung der 
Außenwirtschaft für den sächsischen Mittel-
stand thematisierten die Koalitionsfraktionen 
aus diesem Anlass in der letzten aktuellen 
Stunde 2015.

Vornehmlich ist der Aufschwung getragen vom 
Kraftfahrzeugbau (48 Prozent aller Exporte 
= 9,5 Milliarden Euro), gefolgt vom Maschi-
nenbau (+9 Prozent) und elektrotechnischen 
Erzeugnissen (+5 Prozent). Einerseits sichern 
diese Erfolge die wirtschaftliche Entwicklung 
in Sachsen, andererseits unterstreichen die 
Zahlen auch die wachsende Abhängigkeit von 
der Entwicklung auf den Auslandsmärkten. 
Dabei fordern Auftragsschwankungen und 
Konjunktureinbrüche wie in China zunehmend 
mehr Flexibilität und Anpassungsfähigkeit von 
unseren mittelständischen Unternehmen.

Weiteres wirtschaftliches Wachstum setzt auch 
die richtigen Rahmenbedingungen voraus: So 
verschlechtern die Restriktionen bei Zeitarbeit 
und Werkverträgen und die überproportionalen 
Steigerungen der Effektivlöhne im Verhältnis 
zur Produktivität die Wettbewerbsposition 
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unserer Unternehmen. Auch die Umgehung der 
Russland-Sanktionen, durch andere Länder, 
schwächt die sächsische Außenwirtschaft. So 
legten z.B. zwischen Januar und November 
2014 die russischen Importe aus den USA um 
15 Prozent und aus der Schweiz um 12 Prozent 
zu.

Die CDU-Fraktion machte in der Debatte 
deutlich, dass die Grundlage der sächsischen 
Wettbewerbsfähigkeit innovative Produkte 
sind. Forschungsförderung, Wissenstransfer 
und Patententwicklung sind dabei besondere 
Herausforderungen für unseren Mittelstand. 
Die CDU hat die notwendigen Fördermittel 
für eine konstruktive Wirtschaftspolitik im 
aktuellen Haushalt zur Verfügung gestellt. 

Änderung der Sächsischen Bauordnung

Eine neue Bauordnung hat der Sächsische 
Landtag verabschiedet. Das Gesetz aktualisiert 
das sächsische Baurecht und setzt die Vereinba-
rungen des Koalitionsvertrages um. Es werden 
Anpassungen an die Musterbauordnung vorge-
nommen und Vereinfachungen unter anderem 

Enquete-Kommission „Sicherstellung der 
Versorgung und Weiterentwicklung der 
Qualität in der Pflege älterer Menschen im 
Freistaat Sachsen“

Auf Antrag der Regierungskoalitionen hat 
der Sächsische Landtag die Einsetzung einer 
Enquete-Kommission beschlossen. Sie ist 

damit beauftragt, den aktuellen 
Stand der Pflege in Sachsen aufzu-
arbeiten, Defizite bei der Qualität 
der Betreuung und Pflege älterer 
Menschen im Freistaat aufzudecken 
und dafür mögliche Lösungen zu 
finden. Außerdem soll der Sonder-
ausschuss Antworten auf zukünf-
tige Herausforderungen im Bereich 
der Pflege und der Versorgung von 
älteren Menschen finden.

CDU-Obmann der Enquete-Kom-
mission ist Patrick Schreiber. Der 
36 jährige Dresdner ist Pflegepo-
litischer Sprecher der CDU-Land-
tagsfraktion und wird auch den 
entsprechenden Fraktionsarbeits-
kreis leiten. Im Januar 2016 soll 
das 20-köpfige Gremium die Arbeit 
beginnen und ihren Bericht im 
Dezember 2017 vorlegen. 

bei der Nachbarbeteiligung aufgenommen. Die 
Neuregelung beinhaltet den Einbau von Rauch-
warnmeldern für Neubauten. Mit dem Gesetz 
wird bestehendes EU-Recht und Bestimmungen 
der UN-Behindertenrechtskonvention umgesetzt.

In den Anhörungen des Gesetzgebungsverfah-
rens haben sich die Fraktionen auf eine Kombi-
nationslösung bei der Stellplatzpflicht geeinigt: 
die Beibehaltung der gesetzlichen Regelungen 
und die Satzungshoheit der Kommunen für 
abweichende Regelungen. Ziel des Gesetzes ist 
es, leichtere Anforderungen für die Personal-
besetzung der unteren Bauaufsichtsbehörden 
umzusetzen. Die Neuregelung berücksichtigt die 
Seveso-III-Richtlinie und verlängert die Einfüh-
rung des qualifizierten Brandschutzplaners. 
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Änderungen im Sächsischen Personal-
vertretungsgesetzes

Die Abgeordneten haben ein neues Personal-
vertretungsgesetz beschlossen. Das Gesetz 
schafft ein zeitgemäßes und praktikables 
Personalvertretungsgesetz mit erweiterten 
Mitbestimmungsrechten für die Arbeitnehmer. 

Im Gesetzgebungsprozess ist es der CDU-
Fraktion gelungen, die Verselbständigung 
von Nebenstellen und Teildienststellen in 
den Kommunen sowie die Beteiligung der 
Personalvertretung bei ordentlichen und 
außerordentlichen Kündigungen zu erhalten. 
Außerdem werden länderübergreifende 
Dienststellen weiterhin als selbstständige 
Dienststellen im Sinne der Neuregelung 
geführt.

In den Anhörungen konnten die Koalitions-
fraktionen mehr Mitbestimmungsrechte für 
die Angestellten erzielen. Mitbestimmen 
können nun Angestellte auch bei Teleheimar-
beit, bei der Aufstellung und Anpassung des 
Frauenförderplans und beim dienststellenin-
ternen Gesundheitsmanagement. Außerdem 
werden Hauptschwerbehinderte stärker 
einbezogen und die Vorstände mit drei, statt 
zwei Personen, besetzt. 

Aktionsplan: Umsetzung der UN-Behinder-
tenrechtskonvention

In dem gemeinsamen Antrag „Stand der Erar-
beitung des Aktionsplanes der Staatsregierung 
zur Umsetzung der UN-Behindertenrechts-
konvention“ haben die Koalitionsfraktionen 
die Staatsregierung aufgefordert, über den 
aktuellen Arbeitsstand zu berichten. Auskunft 
wollen sie dabei über Grundinhalte des Akti-
onsplanes, die Zusammenarbeit mit den 
Betroffenen und den zuständigen Verbänden 
bei der Erstellung des Berichts, den Arbeits-
stand der fünf thematischen Arbeitsgruppen 
und deren Einbindung bei Querschnittsthemen. 
Zudem wollen sie erfahren ob und gegebenen-
falls welche Maßnahmen durch den Sächsi-
schen Landtag bereits im Jahr 2016 umgesetzt 
werden können. In dem Antrag bieten die 
Koalitionsfraktionen ihre Unterstützung bei der 
Erstellung des Aktionsplanes an.

Ursprünglich war vorgesehen, den Plan bereits 
2015 zu erstellen. Um eine umfassende Betei-
ligung von Verbänden sowie aller Ministerien 
zu ermöglichen, wurde die Verabschiedung auf 
das kommende Jahr verschoben. Ziel des Akti-
onsplans soll es sein, strategische Ansätze und 
konkrete Handlungsmaßnahmen zur gleichbe-
rechtigten und selbstbestimmten Teilhabe von 
Menschen mit Behinderungen am Leben in der 
Gesellschaft zu erarbeiten. 

Neues aus dem Landtag –
November 2015

 „Trauer um die Opfer in Paris – kein 
Zurückweichen vor dem Terror – unsere 
Freiheit und Werte verteidigen!"

Der Sächsische Landtag trauert: Mit einer 
Schweigeminute gedachten die Abgeordneten 
am 19. November nochmals gemeinsam der 
Opfer des menschenverachtenden Terroran-
schlags in Paris. Bereits am Montag beteiligten 
sich beispielsweise die Mitglieder des NSU-Un-
tersuchungsausschusses an der europaweiten 

Gedenkminute. In das Gedenken wurde auch 
Helmut Schmidt einbezogen. Landtagsprä-
sident Dr. Matthias Rößler würdigte Ihn als 
großen deutschen Staatsmann, der gezeigt 
habe, eine offene und freie Gesellschaft darf 
sich unter keinen Umständen dem Terrorismus 
beugen.

Der CDU-Fraktionsvorsitzende Frank Kupfer 
wertete bereits am Wochenende die Anschlag-
serie islamistischer Extremisten in Paris „als 
Angriff auf unsere demokratische Ordnung in 
Europa, unsere Freiheit und die Lebensweise 
unserer pluralistischen Gesellschaft. Umso 
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mehr müssen wir nun in Europa Geschlos-
senheit zeigen, zu der ich alle Demokraten 
aufrufe. In diesen schweren Stunden müssen 
wir alle zusammenstehen“. Der Sächsische 
Landtag setzte dieses Zeichen: Kurzfristig 
veränderten die Fraktionen CDU und SPD das 
Thema der aktuellen Debatte in „Trauer um 
die Opfer in Paris – kein Zurückweichen vor 
dem Terror – unsere Freiheit und Werte vertei-
digen!“ Tief betroffen verurteilten alle Frak-
tionen die grausame Tat und den Angriff auf 
unsere demokratische Ordnung.

In der Debatte forderte die CDU ein gemein-
sames Vorgehen der europäischen Staaten im 
Kampf gegen terroristische Bedrohungen, die 
konsequente Strafverfolgung von Terroristen 
und ihren Unterstützern, eine Korrektur in der 
Integrationspolitik sowie intensive Maßnahmen 
bei der Sicherung europäischer Außengrenzen. 
Dafür kündigte die CDU neben der Verstär-
kung der Polizeikräfte auch eine personelle 
Aufstockung des Verfassungsschutzes und der 
sächsischen Justiz an, um mögliche extremisti-
sche Gefahren noch besser zu bewältigen. Den 
Beamten und Beamtinnen gilt unsere Dank 
und Vertrauen für ihren täglichen Einsatz uns 
zu schützen.

Wir werden den Extremisten entgegenstehen 
und gemeinsam mit unseren europäischen 
Partnern unsere Werte verteidigen. Unsere 
gelebte Freiheit in allen ihren Facetten braucht 
einen politisch und rechtlich geschützten 
Raum für ihre Entfaltung. Die erschreckenden 
Anschläge mit über 120 Toten und die Absage 
des Deutschlandspiels rütteln an unseren 
Grundfesten und der Gewissheit in Frieden und 
Sicherheit zu leben.

Die Anschläge in Paris dürfen nicht für eine 
Anti-Asyl-Debatte missbraucht werden, denn 
der extremistische Islamismus ist nicht der 
ganze Islam. Aber dies müssen auch die musli-
mischen Verbände in Deutschland noch deut-
licher betonen. Über die Ereignisse dürfen wir 
nicht vergessen, dass große Teile der Flücht-
linge gerade vor diesen Terroristen flüchten. 

Wer zu uns kommt, der muss sich konsequent 
in unsere Rechts- und Werteordnung integ-
rieren. Eine effektive Grenzkontrolle für alle in 
Deutschland Lebende ist ebenso unerlässlich 
wie die ordentliche und gründliche Durchfüh-
rung der Asylverfahren. Wir müssen wissen, 
wer sich wo in unserem Land aufhält. Auch dies 
ist ein wichtiger Aspekt, um auch zukünftig in 
Frieden und Sicherheit zu leben. 

Energieforschung und Speichertechnologie 
in Sachsen stärken

Mit dem gemeinsamen Antrag „Energiefor-
schung und Speichertechnologie in Sachsen 
stärken“ wollen die Koalitionsfraktionen einen 
Masterplan für die Energieforschung und 
Speichertechnologie auflegen. Ziel ist es, 
die Forschungsaktivitäten zu erhöhen, diese 
sinnvoll zu bündeln und Forschungseinrich-
tungen und deren Netzwerke zu stärken, 
um nationale und europäische Drittmittel 
noch besser zu akquirieren. Diese wichtigen 
Maßnahmen sollen die Marktführerschaft 
Sachsens auf diesem Sektor für die Zukunft 
sichern.

Bis 2022 erfolgt der Ausstieg aus der Atom-
energie und die komplette Umstellung der 
Energieversorgung auf erneuerbare Ener-
giequellen. Insbesondere der Ausbau der 
zeitlich schwankenden, regional unterschied-
lichen Stromerzeugung aus Wind- und Sonne 
stellt hohe Flexibilitätsanforderungen an das 
gesamte Stromsystem. Damit verbunden ist die 
Notwendigkeit, die teilweise erheblich fluktu-
ierende Energieerzeugung durch ausreichende 
Speicherkapazitäten zu stabilisieren. Aktuell 
kann man mit den vorhandenen Möglichkeiten 
Deutschland nicht einmal eine Stunde mit rege-
nerativem Strom versorgen.

Eine wirkliche Energie-Transformation erfordert 
für die CDU daher grundlegender Weichen-
stellungen und eines umfassenden Ansatzes 
– auch in Sachsen. Denn insbesondere die 
Hightech-Unternehmen im Freistaat sind mit 
ihrer sensiblen Produktion zwingend auf eine 
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schwankungs- und unterbrechungsfreie Strom-
zufuhr angewiesen. Neben der Infrastruktur 
soll auch in die Energieforschung weiter 
intensiviert werden, um innovative Ideen in 
Sachsen in die Praxis umzusetzen. Strategi-
sche Partnerschaften zwischen Universitäten, 
Forschungseinrichtungen und Unternehmen 
nehmen dabei eine Schlüsselfunktion ein. 
Dafür wollen wir die richtigen Rahmenbedin-
gungen schaffen, um die Chancen der Energie-
transformation für Sachsen und die heimischen 
Akteure vollends auszuschöpfen.

Als verlässlichen Partner schlägt die CDU die 
Sächsische Energieagentur vor, welche nicht 
nur eine Menge Know-How in sich vereint, 
sondern auch koordinierende Kapazitäten bei 
der Schaffung der geeigneten Rahmenbedin-
gungen für die sächsische Forschungs- und 
Entwicklungslandschaft besitzt. Im Fokus steht 
zudem der Wärmesektor, denn Speicher- und 
Wärmemarkt sind nicht zu trennen. Es ergeben 
sich hier beispielsweise gerade in Sachsen 
beträchtliche Potentiale für Kraft-Wärme-
Kopplung, wobei Wärme als Nebenprodukt der 
Verstromung abgezweigt werden kann. 

Kulturelle Bildung in Sachsen weiter 
stärken

Kulturelle Bildung bleibt ein wichtiges Thema 
sächsischer Kulturpolitik. Anknüpfend an 
eine Initiative der Koalitionsfraktionen von 
CDU und FDP 2013 zum Thema „Kulturelle 
Bildung im Freistaat Sachsen“ beauftragen die 
Regierungsfraktionen CDU und SPD in einem 
gemeinsamen Antrag die Staatsregierung 
ein strategisches Konzept zur Förderung und 
Entwicklung Kultureller Bildung einschließlich 
der finanziellen und strukturellen Rahmenbe-
dingungen zu erarbeiten.

Eine große Anfrage der CDU dokumentiert 
das breite Angebot kultureller Bildungsan-
gebote im Freistaat. Noch mehr Sachsen, 
insbesondere die junge Generation, sollen 
für Kultur und Kunst begeistert werden. Die 
Vermittlung von Geschichte, Traditionen und 

Werten stärkt das Zusammengehörigkeitsge-
fühl – sie sind Basis für Identität und Heimat. 
Der Antrag zielt darauf, bestehende Angebote 
unter Beteiligung aller Akteure optimal aufei-
nander abzustimmen. So wird es möglich, die 
gemeinsame Arbeit qualitativ weiterzuentwi-
ckeln und ein breiteres kulturelles Angebot 
für alle anzubieten. Gleichzeitig werden die 
Angebote für eine Aus-, Fort- und Weiterbil-
dung der pädagogischen und künstlerischen 
Fachkräfte erweitert und verbessert. Integraler 
Bestandteil des strategischen Konzeptes ist die 
Erreichbarkeit von außerschulischen kulturellen 
Lernorten zu verbessern.

Kulturelle Bildung ist für die CDU-Fraktion eine 
Querschnittsaufgabe. Ziel ist es, allen Menschen 
unabhängig ihres Wohnortes, ihres Alters oder 
ihrer sozialen oder kulturellen Herkunft die 
Möglichkeit kultureller Teilhabe zu eröffnen. 

Termine meiner 
Bürgersprechstunden

13.01.2016, 16-18 Uhr
Ortsamt Leuben 
Hertzstraße 23, 01257 Dresden 

27.01.2016, 16-18 Uhr
Ortsamt Prohlis
Prohlisser Allee 10, 01239 Dresde

24.02.2016, 16-18 Uhr
Ortsamt Loschwitz
Grundstraße 3, 01326 Dresden

sowie jederzeit nach Vereinbarung 
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 „Sachsens Polizei gut für die Zukunft aufgestellt“ 
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„Patrick Schreiber - Enquete-Kommission“
(c) CDU-Landtagsfraktion, Pascal Ziehm.


